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ELStAM (Elektronische 
Lohnsteuerabzugs-
merkmale) – Herausfor-
derungen bei Inbounds 
und Outbounds 

Nahezu jeder Arbeitgeber hat sich in-
zwischen mit dem zum 1. Januar 2013 
eingeführten ELStAM-Verfahren ver-
traut gemacht. Mitarbeiter, die sich 
über die Grenze bewegen, stellen für 
Ihre Abrechnungsabteilung besondere 
Herausforderungen dar. Dies trifft zu 
im Falle sogenannter Inbounds, wenn 
Mitarbeiter aus dem Ausland vorüber-
gehend im Rahmen einer Entsendung 
bei Ihnen tätig sind. Gleiches gilt auch 
bei Mitarbeiterbewegungen ins Aus-
land (sogenannte Outbounds). Selbst-
verständlich können bei permanent 
lokal angestellten Mitarbeitern ver-
gleichbare Fragestellungen auftreten, 
sofern sie noch (oder nur) einen Wohn-
sitz im Ausland unterhalten. 

Die Bildung der ELStAM erfolgt grund-
sätzlich durch das Bundeszentralamt 
für Steuern auf Basis der durch die 
Meldebehörden bereitgestellten Daten 
(§ 39e Absatz 1 und 2 EStG). Für den 
Abruf seitens des Arbeitgebers ist u.a. 
die Identifikationsnummer des Mit-
arbeiters erforderlich (§ 39e Absatz 4 
EStG). Schwierigkeiten sind immer 
dann vorprogrammiert, wenn eine An-
/Abmeldung des Wohnsitzes in 
Deutschland nicht oder erst verspätet 
erfolgt oder steuerlicher und melde-

rechtlicher Wohnsitz auseinanderfallen. 
Die ELStAM Daten können falsch oder 
gar nicht vorhanden sein. Es können 
sich hier die folgenden Fälle mit Lö-
sungen ergeben. 

Fall: Steuerlicher und melderechtlicher 
Wohnsitz sind nicht identisch 

Ein ausländischer Mitarbeiter begrün-
det einen steuerlichen Wohnsitz in 
Deutschland. Das Einwohnermeldeamt 
erkennt jedoch die Meldepflicht nicht. 
Es wird keine Identifikationsnummer 
zugeteilt. Die ELStAM sind nicht abruf-
bar. 

Alternativ: Der steuerliche Wohnsitz 
eines deutschen Mitarbeiters im Aus-
landseinsatz besteht in Deutschland 
fort. Das Einwohnermeldeamt geht 
jedoch davon aus, dass der melde-
rechtliche Wohnsitz abzumelden ist. 
Die ELStAM werden gesperrt. 

Lösung: In beiden Fällen hat der Mitar-
beiter bei seinem Wohnsitzfinanzamt 
eine Bescheinigung für den Lohnsteu-
erabzug mit den anzuwendenden 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen zu bean-
tragen. Diese ist dem Arbeitgeber für 
den Lohnsteuerabzug vorzulegen  
(§ 39e Absatz 8 EStG). Die Bescheini-
gung gilt für ein Kalenderjahr. 
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Fall: Versäumte Anmeldung 

Ein ausländischer Mitarbeiter mit 
Wohnsitz in Deutschland hat sich noch 
nicht angemeldet. Dementsprechend 
liegt keine Identifikationsnummer vor. 
Die ELStAM sind nicht abrufbar. 

Lösung: Die Anmeldung ist schnellst-
möglich nachzuholen. Bis zum Vorlie-
gen der Identifikationsnummer und 
Abruf der ELStAM hat der Mitarbeiter 
bei seinem Wohnsitzfinanzamt eine 
Bescheinigung für den Lohnsteuerab-
zug mit den anzuwendenden Lohn-
steuerabzugsmerkmalen zu beantragen 
(§ 39e Absatz 8 EStG). Die Bescheini-
gung gilt für ein Kalenderjahr. 

Fall: Gewöhnlicher Aufenthalt 

Hat der Mitarbeiter keine Wohnung 
genommen, sondern nur einen ge-
wöhnlichen Aufenthalt in Deutschland 
begründet, besteht eine Meldepflicht 
nicht. Dies kann beispielsweise der Fall 
sein, wenn der Mitarbeiter immer kurz-
fristig in Hotels übernachtet. Eine Iden-
tifikationsnummer liegt nicht vor. Die 
ELStAM sind nicht abrufbar. 

Lösung: Auch hier hat der Mitarbeiter 
eine Bescheinigung für den Lohnsteu-
erabzug mit den anzuwendenden 
Lohnsteuerabzugsmerkmalen zu bean-
tragen. Zuständig ist in diesem Fall das 
Betriebstättenfinanzamt des Arbeitge-
bers. Die Bescheinigung gilt für ein 
Kalenderjahr. 

Fall: Versäumte Abmeldung bei Weg-
zug 

Verzieht der Mitarbeiter unter Aufgabe 
seiner Wohnung ins Ausland, so liegt 
steuerlich ein Wohnsitz nicht mehr vor. 
Hat der Mitarbeiter vergessen sich 
beim Einwohnermeldeamt abzumel-
den, so bleiben die ELStAM bestehen.  

Lösung: Derzeit stellt dies technisch 
noch kein Problem dar, denn be-
schränkt Steuerpflichtige sind noch 
nicht in das automatisierte Verfahren 
eingebunden. Der Mitarbeiter ist im 
Lohnsystem auf „beschränkte Steuer-
pflicht“ zu schlüsseln. Beim Betrieb-
stättenfinanzamt ist eine Bescheini-
gung für den Lohnsteuerabzug mit den 
anzuwendenden Lohnsteuerabzugs-
merkmalen zu beantragen (§ 39 Absatz 
3 EStG). Die Bescheinigung gilt für ein 
Kalenderjahr. 

Fazit 
Wegen der Schwierigkeiten bei der 
richtigen Anwendung der Vorschriften 
über den Steuerabzug vom Arbeitslohn 
empfehlen wir dringend die richtige 
und vor allem zügige Stellung der er-
forderlichen Anträge bzw. die Durch-
führung der Meldeformalitäten. Dies 
gilt besonders im Falle internationaler 
Mitarbeitereinsätze. Vor einer Mitarbei-
terbewegung über die Grenze muss 
eine frühzeitige und sorgfältige Prüfung 
des Einzelfalls im Hinblick auf die 
Lohnsteuerabzugsmerkmale vorge-
nommen werden. 

Beruht das Fehlen der Identifikations-
nummer und ELStAM auf einem Ver-
säumnis des Mitarbeiters, ist mit Er-
schwernissen bei der Antragsbearbei-
tung seitens des Finanzamts zu rech-
nen. Eine Hilfestellung für den Mitar-
beiter im Meldeverfahren und bei der 
Antragstellung der Bescheinigung für 
den Lohnsteuerabzug ist sicherlich 
sinnvoll. Gerne können wir Sie hierbei 
unterstützen. Denn liegen weder kor-
rekte ELStAM noch eine „Papierbe-
scheinigung“ vor, ist der Lohnsteuer-
abzug regelmäßig nach der Steuerklas-
se 6 vorzunehmen. Dies kann im Falle 
von Nettolohnvereinbarungen, d.h. der 
Übernahme der Steuer durch den Ar-
beitgeber, ein erhebliches Kostenrisiko 
bedeuten. 

Änderungen zum 1. Ja-
nuar 2015 für Multi-
State Workers im Zu-
sammenhang mit der 
Schweiz 

Grundsätzliches 

Bereits am 28. Juni 2012 trat die Ver-
ordnung (EU) 465/2012 im Verhältnis 
zu den EU-Mitgliedstaaten in Kraft. 
Diese Verordnung sieht wesentliche 
Änderungen der Verordnung (EG) 
883/2004 zur Bestimmung der anzu-
wendenden Rechtsvorschriften über 
soziale Sicherheit vor. Die EWR-
Staaten (Island, Liechtenstein und 
Norwegen) haben diese Änderungs-
verordnung zum 2. Februar 2013 ange-
nommen. Ab dem 1. Januar 2015 gilt 
sie nun auch im Verhältnis zur Schweiz. 

Die Änderungen betreffen insbesonde-
re 

− Mitglieder von Flug- und Kabinen-
besatzungen, 

− selbstständig Tätige und  
− Personen, die gewöhnlich in zwei 

oder mehreren Mitgliedstaaten bei 
mindestens zwei Arbeitgebern be-
schäftigt sind. Hierbei müssen die 
Arbeitgeber ihre Sitze in zwei un-
terschiedlichen Mitgliedstaaten 
haben, von denen einer der Wohn-
staat des Arbeitnehmers ist (sog. 
Multi-State Workers, gem. Art. 13 
Abs. 1 Buchstabe b iii VO -EG- 
883/2004). 

Änderungen für Multi-State Workers 

Im Folgenden erläutern wir, welche 
Änderungen sich für Multi-State Work-
ers in Bezug auf die Schweiz ergeben. 
Multi-State Workers sind Personen, die 
regelmäßig wiederkehrend (d.h. min-
destens einen Tag pro Monat oder fünf 
Tage pro Quartal) ihre Beschäftigung in 
einem anderen Mitgliedstaat ausüben.  

Vor Inkrafttreten der VO (EU) 465/2012 
unterlag ein Multi-State Worker, grund-
sätzlich den Rechtsvorschriften über 
soziale Sicherheit des Wohnstaates. 
Vorausgesetzt, dass er bei mehreren 
Arbeitgebern beschäftigt war, die ihre 
Sitze in verschiedenen Mitgliedstaaten 
hatten. 

Die neue Regelung sieht vor, dass ein 
Multi-State Worker nur den Rechtsvor-
schriften des Wohnstaates unterliegt, 
wenn er einen wesentlichen Teil seiner 
Beschäftigung im Wohnstaat ausübt. 
Vorausgesetzt, er hat mindestens zwei 
Arbeitgeber, deren Sitze sich in zwei 
Mitgliedstaaten befinden, von denen 
einer im Wohnstaat des Arbeitnehmers 
liegt. Als wesentlicher Teil sind min-
destens 25% der Arbeitszeit oder min-
destens 25% des Arbeitsentgelts an-
zusehen, das auf die Beschäftigung im 
Wohnstaat entfällt. Wird das Kriterium 
des wesentlichen Teils im Wohnstaat 
nicht erfüllt, unterliegt der Arbeitneh-
mer den Rechtsvorschriften des Mit-
gliedstaates, in dessen Gebiet sein 
Arbeitgeber außerhalb des Wohnstaa-
tes seinen Sitz hat. 
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Beispiel  

Frau F hat ihren Wohnsitz (Lebensmit-
telpunkt) in der Schweiz. Sie ist in der 
Schweiz für den dort ansässigen Ar-
beitgeber A sowie in Deutschland für 
den dort ansässigen Arbeitgeber B 
tätig. In der Schweiz übt Frau F ihre 
Beschäftigung zu 10 % und in 
Deutschland zu 90 % aus. 

Beschäftigungsaufnahme vor dem 1. 
Januar 2015 

Frau F übte ihre Beschäftigung regel-
mäßig wiederkehrend sowohl in 
Deutschland als auch in der Schweiz 
aus. Auch wenn sie nicht den wesent-
lichen Teil ihrer Beschäftigung in der 
Schweiz ausübte, fanden die Rechts-
vorschriften des Wohnstaates (hier: 
Schweiz) Anwendung. Frau F unterlag 
insgesamt den schweizerischen 
Rechtsvorschriften über soziale Sicher-
heit. 

Beschäftigungsaufnahme ab dem 1. 
Januar 2015 

Frau F übt nicht den wesentlichen Teil 
ihrer Beschäftigung in der Schweiz aus. 
Sie hat zwei Arbeitgeber, die in unter-
schiedlichen Mitgliedstaaten ansässig 
sind, wobei sich einer im Wohnstaat 
befindet. Demnach unterliegt Frau F 
den Rechtsvorschriften über soziale 
Sicherheit des Mitgliedstaates, in dem 
der Arbeitgeber außerhalb des Wohn-
staates seinen Sitz hat (hier: Deutsch-
land). Frau F unterliegt mithin insge-
samt den deutschen Rechtsvorschrif-
ten über soziale Sicherheit. 

Übergangsregelung  

Es existieren Übergangsregelungen, 
sodass die bisher geltenden Rechts-
vorschriften weiterhin für maximal 
zehn Jahre anwendbar sind. Voraus-
setzung dafür ist, dass der Sachverhalt 
unverändert vor dem 1. Januar 2015 
eingetreten ist. Im Zusammenhang mit 
der Schweiz gilt diese Übergangsrege-
lung bis zum 31. Dezember 2024.  

Antrag  

Für die Festlegung der anzuwenden-
den Rechtsvorschriften (Vordruck A1) 
ist der Staat zuständig ist, in dem der 
Arbeitnehmer seinen Lebensmittel-
punkt hat. Im Beispiel von Frau F ist 
der Antrag an die zuständige schweize-
rische Stelle zu senden.  

Fazit 
Nachdem die Schweiz die VO (EU) 
465/2012 zum 1. Januar 2015 ange-
nommen hat, bestehen nunmehr ein-
heitliche Regelungen innerhalb der EU-
/EWR-Mitgliedstaaten sowie der 
Schweiz. Die einheitliche Anwendung 
der Rechtsvorschriften über soziale 
Sicherheit schafft Transparenz inner-
halb der Mitgliedstaaten und ermög-
licht eine bessere Koordination der 
anzuwendenden Rechtsvorschriften. 

Arbeitnehmerbeteili-
gungsprogramme nach 
französischem Recht 
(FCPE) in der Sozial-
versicherung 

Die VO (EG) 883/2004 regelt, welche 
nationalen Rechtsvorschriften über 
soziale Sicherheit auf eine Person an-
zuwenden sind, die in einem anderen 
EU-/EWR-Staat oder der Schweiz eine 
Beschäftigung aufnimmt und ausübt. 
Hauptanknüpfungspunkt für die Be-
stimmung der anzuwendenden 
Rechtsvorschriften ist der Beschäfti-
gungsort (Art. 11 Abs. 3 Buchstabe a 
VO (EG) 883/2004). Dies ist der Ort, an 
dem die Beschäftigung tatsächlich 
ausgeübt wird. Dieser Grundsatz gilt 
unabhängig davon, in welchem Staat 
der Arbeitnehmer wohnt oder der Ar-
beitgeber seinen Sitz hat. Auch nach 
Deutschland entsandte Arbeitnehmer 
sowie multinational Beschäftigte kön-
nen - diesem Grundsatz folgend - in 
Deutschland zu versichern sein.  

Zur Erfüllung der Beitragspflicht hat der 
Arbeitgeber die beitragspflichtigen 
Einnahmen zu ermitteln. Für die Be-
rechnung der Beiträge ist das gesamte 
Arbeitsentgelt heranzuziehen, das der 
versicherungspflichtig Beschäftigte 
erzielt. Zum sozialversicherungsrecht-
lich relevanten Arbeitsentgelt gehören 
alle laufenden und einmaligen Einnah-
men. Gleichgültig ist, ob ein Rechtsan-
spruch auf die Einnahmen besteht und 
unter welcher Bezeichnung oder in 
welcher Form sie geleistet werden. 
Zum Arbeitsentgelt gehören sowohl 
die unmittelbar aus der Beschäftigung 
als auch die im Zusammenhang mit ihr 

erzielten Einnahmen (§ 14 Abs. 1 SGB 
IV). 

Offen war die Frage, wie geldwerte 
Vorteile, die aus dem in Frankreich 
verbreiteten FCPE-Fonds resultieren, 
beitragsrechtlich zu behandeln sind. In 
Frankreich ermöglicht es der „Plan 
d‘Epargne d'Entreprise“ (PEE), Mitar-
beiter am Unternehmenskapital in 
Form eines betrieblichen Vermögens-
bildungsplans zu beteiligen. Ein wichti-
ger Durchführungsweg ist dabei ein 
geschlossener Investmentfonds, der 
„Fonds Commun de Placement 
d'Entreprise“ (FCPE). Der Fonds ent-
hält die von den Mitarbeitern nach 
Maßgabe des Beteiligungsplans gehal-
tenen Unternehmensaktien.  

Der Fonds wird vor allem aus Zahlun-
gen der Beschäftigten und Beiträgen 
des Arbeitgebers gespeist. Die Mitar-
beiter erwerben entgeltlich die Anteile 
am FCPE (Fondsanteile), für die eine 
Sperrfrist von mindestens fünf Jahren 
gilt. Während dieser Sperrfrist können 
die Mitarbeiter nur in Ausnahmefällen 
über ihre Anteile verfügen (z.B. bei 
Beendigung des Beschäftigungsver-
hältnisses). Nach Ablauf der Sperrfrist 
oder im Fall einer vorzeitigen Freigabe 
werden die im FCPE angesammelten 
Mittel auf Antrag jedes einzelnen Be-
schäftigten an diesen ausgezahlt. Dafür 
muss er seine Anteile an dem Fonds 
verkaufen. Im Gegenzug erhält er den 
Marktwert seiner Anteile. Die Dividen-
den, die während der Sperrfrist auf die 
vom FCPE gehaltenen Aktien anfallen, 
werden in aller Regel nicht an die teil-
nehmenden Beschäftigten ausgezahlt, 
sondern durch den FCPE reinvestiert. 

FCPE nach französischem Recht wer-
den von den deutschen Finanzbehör-
den anerkannt (BMF-Schreiben vom 8. 
Dezember 2009, IV C 5 – S 
2347/09/10002. Das Innehaben von 
Ansprüchen oder Rechten gegenüber 
dem Arbeitgeber auf Grund einer Betei-
ligung am FCPE führt regelmäßig noch 
nicht zum Zufluss von Arbeitslohn. Der 
Zufluss erfolgt erst zum Zeitpunkt der 
Auflösung des Programms. Erst dann 
ist die vertraglich geschuldete Leistung 
tatsächlich erbracht und dem Mitarbei-
ter eine entsprechende wirtschaftliche 
Verfügbarkeit eingeräumt.  
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Die während der Laufzeit des Pro-
gramms vom Fonds erzielten Dividen-
den und Zinsen stellen für den Mitar-
beiter keine Kapitaleinkünfte dar, son-
dern führen zu Wertsteigerungen und 
somit zur Steigerung des geldwerten 
Vorteils. Wie ein Veräußerungsgewinn 
wird dieser aus der Differenz zwischen 
Rückkaufpreis der FCPE-Anteile und 
dem Betrag, den der teilnehmende 
Beschäftigte zum Erwerb der Anteile 
selbst beigesteuert hat, ermittelt. 

Der GKV Spitzenverband, Berlin hat 
klargestellt, dass die aus dem FCPE 
erzielten Vorteile als Arbeitsentgelt im 
sozialversicherungsrechtlichen Sinne 
anzusehen sind. Es handelt sich um 
Einnahmen, die durch das individuelle 
Arbeits- oder Beschäftigungsverhältnis 
des Mitarbeiters veranlasst sind. Die 
erzielten Vorteile aus französischen 
FCPE-Strukturen erweisen sich als 
Gegenleistung für die Arbeitsleistung 
des Mitarbeiters. Sie sind als einmalig 
gezahltes Arbeitsentgelt zu qualifizie-
ren, da sie nicht für die Arbeit in einem 
einzelnen Entgeltabrechnungszeitraum 
gezahlt werden (§ 23a Abs. 1 Satz 1 
SGB IV).  

Für einmalig gezahltes Arbeitsentgelt 
gilt hinsichtlich der Entstehung von 
Beitragsansprüchen - anders als für 
laufendes Entgelt - das Zuflussprinzip 
(§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Bei An-
wendung des Zuflussprinzips entsteht 
der geldwerte Vorteil bei Rückkauf der 
FondsanteileFür die Ermittlung der 
Entgelthöhe muss die Differenz zwi-
schen dem Rückkaufpreis der FCPE-
Fondsanteile und dem Betrag, den der 
Arbeitnehmer zum Erwerb der Anteile 
selbst gezahlt hat, gezogen werden. 
Veräußerungsverluste stellen kein 
negatives Arbeitsentgelt dar und füh-
ren nicht zu einer Reduzierung der 
beitragsrechtlichen Bemessungsgrund-
lage. 

Der Arbeitgeber ist der Schuldner der 
Gesamtsozialversicherungsbeiträge. Er 
haftet gegenüber der Einzugsstelle 
(Krankenkasse) für den im Rahmen 
eines Beschäftigungsverhältnisses zu 
zahlenden Gesamtsozialversicherungs-
beitrag (Arbeitnehmer- und Arbeitge-
beranteile). Bei nachträglich festgestell-
ten Beitragsforderungen für Zeiträume, 
die länger als drei Monate zurücklie-

gen, ist ein Einbehalt des Arbeitneh-
merbeitrages vom Arbeitsentgelt nicht 
mehr möglich. Außerdem droht dem 
Arbeitgeber die Zahlung empfindlicher 
Säumniszuschläge. Dies kann für den 
Arbeitgeber mit erheblichen Zusatzkos-
ten verbunden sein. Deshalb ist es 
wichtig, die Versicherungszugehörig-
keit des Mitarbeiters bei grenzüber-
schreitenden Sachverhalten rechtssi-
cher zu bestimmen. Nur dann kann die 
korrekte Höhe der fälligen Gesamtsozi-
alversicherungsbeiträge berechnet 
werden. 

Fazit 
Bei französischen Arbeitnehmerbeteili-
gungsprogrammen (FCPE) handelt es 
sich um ein Spezialthema. Gleichzeitig 
ist darauf hinzuweisen, dass es in vie-
len Ländern besondere Vergünstigun-
gen ähnlicher Art gibt. Solche Risiken 
können nur erkannt werden, wenn die 
Berater im In- und Ausland eng zu-
sammenarbeiten. Die Spezialisierung 
auf internationale Sozialversicherungs-
themen ist ebenfalls empfehlenswert. 
Sowohl auf Seiten der Unternehmen 
als auch der Berater. Unsere Spezialis-
ten unterstützen Sie gerne. 
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Veranstaltungen 
Gerne weisen wir Sie noch auf 
einige themenbezogene Veranstal-
tungen hin, mit Mitarbeitern der 
KPMG AG Wirtschaftsprüfungsge-
sellschaft als Referenten. Einen 
aktuellen Überblick über die Semi-
nare und Veranstaltungen erhalten 
Sie hier.  

 

 

 

DGFP Seminar: Grenzüberschrei-
tende Beschäftigung von Arbeit-
nehmern – sozialversicherungs- 
und einkommensteuerrechtliche 
Besonderheiten 
Referent: Karl-Wilhelm Hofmann 

28. - 30. September 2015, Frankfurt 
am Main 
30. Nov. - 02. Dezember 2015, 
Stuttgart 

Weitere Informationen erhalten Sie 
unter: http://www.dgfp.de 

 

 

Haufe Akademie Seminar: Aus-
landsentsendung von Mitarbei-
tern 
Referent: Karl-Wilhelm Hofmann 

24. - 25. Juni 2015, Berlin 
03. - 04. September 2015, Köln 
12. - 13. Oktober 2015, Mannheim 

Weitere Informationen erhalten Sie 
unter: http://www.haufe-
akademie.de 

Breakfast-Meeting: Internationa-
le Arbeitnehmermobilität „Neue 
Tendenzen der Finanzverwaltung 
bei der Lohnsteuer“ 
Referenten: Ute Otto, KPMG AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
und weitere 

13. Mai 2015 in Frankfurt am Main 
19. Mai 2015 in Köln 
19. Mai 2015 in Hamburg 
21. Mai 2015 in Hannover 
21. Mai 2015 in Düsseldorf 
27. Mai 2015 in Leipzig 
29. Mai 2015 in Berlin 

Bitte registrieren Sie sich per E-Mail 
aheinrich@kpmg.com 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

https://www.kpmg.de/seminare/asp/AccessimWeb.asp?sort=VeranstaltungsBeginn
http://www.dgfp.de/
http://www.haufe-akademie.de/
http://www.haufe-akademie.de/
mailto:aheinrich@kpmg.com
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